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Vorwort V 

   

Vorwort   
Vorwort 

Vorwort zur achten Auflage 
 
 
Mit der vorliegenden 8. Auflage wird das Lehrbuch auf den aktuellen Stand von 

Gesetzgebung und Rechtsprechung gebracht. Insbesondere im Bereich des Polizei- 
und Sicherheitsrechts (Teil 3) sowie im Öffentlichen Baurecht (Teil 4) ergab sich 
aufgrund von Gesetzesänderungen auf Landes- und Bundesebene ein nicht uner-
heblicher Aktualisierungsbedarf. 

Das Ziel des Lehrbuchs besteht unverändert darin, den Studierenden den exa-
menswichtigen Stoff für die Erste Juristische Staatsprüfung in Bayern zu vermitteln. 
Das Buch kann vorlesungsbegleitend und zur individuellen Examensvorbereitung 
verwendet werden. Beispiele und Aufbauschemata helfen dabei, die (in den letzten 
Jahren weiter expandierte) Stofffülle klausurmäßig zu verarbeiten. Zur vertieften 
Übung mit „großen Fällen“ kann das „Klausurenbuch Öffentliches Recht in Bay-
ern“ verwendet werden (Stand: 4. Auflage 2019). 

Anregungen und Verbesserungsvorschläge sind stets willkommen. Sie können di-
rekt an den zuständigen Autor gerichtet werden. 

Die Verfasser haben erneut ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für vielfäl-
tige Unterstützung bei der Überarbeitung der Manuskripte zu danken. Zu nennen 
sind insbesondere: Dr. Valerie Blettenberg, Simon Feuser (Universität zu Köln), Felix 
Deser, Dominik Dorfner, Matthias Elbert, David Preßlein, Mona Röser, Tim Wildermuth 
(Max-Planck-Institut für Sozialrecht München), Valentin Vogel, Kathrin Walther 
(Technische Universität München), Fabian Kraus, Filipp Ruzin, Michaela Hacker, Mo-
nika Mahal und Julius-David-Thomas Sobek (Universität Regensburg). 

 
Köln, München, Regensburg im Dezember 2021 Ulrich Becker 

 Dirk Heckmann 
 Bernhard Kempen 
 Gerrit Manssen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



VI Vorwort 

   

 
 

Aus dem Vorwort zur ersten Auflage 
 
 
Das vorliegende Buch verfolgt das Ziel, den Studierenden an Bayerischen Juristi-

schen Fakultäten das Fachwissen in den landesrechtsspezifischen Materien des Öf-
fentlichen Rechts zu vermitteln. Es unterscheidet sich konzeptionell von anderen 
Sammelbänden. Der dargebotene Stoff beschränkt sich auf die prüfungsrelevanten 
Pflichtfächer und lässt alle sonstigen (nur) für die öffentlichrechtlichen Wahlfächer 
bzw. die Verwaltungspraxis wichtigen Rechtsgebiete außen vor. Ebenso wird inner-
halb der Darstellungen durchgehend jeweils nur das behandelt, was Gegenstand ju-
ristischer Prüfungen sein kann. Daraus rechtfertigt sich auch der Verzicht auf einen 
umfangreichen Fußnotenapparat. Auf diese Weise beschränkt sich der Gesamtum-
fang auf ein Maß, dessen Bewältigung redlicherweise erwartet werden kann. 

Besonderer Wert wird auf die Verständlichkeit der Darstellungen gelegt. Auf typi-
sche Aufbauprobleme in Klausuren und Hausarbeiten wird besonders eingegangen. 
Zahlreiche Beispiele sowie Aufbauschemata und sonstige didaktische Hinweise er-
leichtern die Anwendung des Gelernten, Querverweise auf Randnummern in- 
nerhalb, aber auch auf Randnummern anderer Kapitel verdeutlichen zugleich die 
materielle Wechselbezüglichkeit der verschiedenen Problemstellungen und der 
Rechtsgebiete. Das Buch eignet sich sowohl für die vorlesungsbegleitende Mitar-
beit als auch für die Vorbereitung auf universitäre Leistungsnachweise und das 
Examen im Öffentlichen Recht. 

 
Passau, Regensburg und Würzburg, im März 2000 Ulrich Becker 

Dirk Heckmann 
Bernhard Kempen 

Gerrit Manssen 
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